
11-204 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates 

, , ;25 '07 01962:' 
IXoGesetzgebungsperiode 

296/J A n f r. a g e 

der A1?ge,ordfleten Dr. van Ton gel ,Dro K a n d u t s c hund 

Genossen 
. ",',: I •. , 

>,an cien",Bundeska,nZ;lex: und, an den Bundesminister für soziale Verwaltung, 

be~,reff~ndden 'Konflikt ,zwischen der Wiener Ärztekammer und der Wiener 

Gebietskrankenkasseo 

-.- ... 

Bereits' seit '1~L April doJ 0 dauert dervertragslose Zustand zwi­

schen'der Wiener;Ärzteschaftund 'der Wiener Gebietskrankenkasse ano Die 

freiheitJ:ichen 'Abgeordneten haben" noch vor Beginn dieses vertraglosen Zu­

standes den Herrn Bundesminister ~ür soziale Verwaltung Proksch in einer 

Anfrage aufgefordert, vermittelnd einzugreifeno Auch späterhin wurde in 

S~hreib,~,I?, q.er ,Wi,e~.er A:bg~ordIle,~en z,um,Nationalrat und Wiener Landtag an 
." ." ".- ",. . 

den, Herx:n Bund,eskanzle"r das :~:ingreifen ;des Regierungsche,fs in Form einer 
'" '.,'. ',', ',' .' .' , . , I . , ' \. ," ." .; " ;'.... .~. ~, ,,; ,.' .' • . . 

:Ver~it~lung ,bei den bei,d,en St,re,i:tteil,engeforderto Diese Interventionen ._.r . .. ,. t,:, , '.' ," . . -,'. , 

der freiheitlichen Abgeordneten wurden auch in den Fragel3tunden des Natio.,­

nalrates mit der gleichen Zielri;Qhtung fortgesetzto Darüber'hinaus hat die 

Presse der Freiheitlichen Partei Österreichs in vielfachen Publikationen im 

Interesse der Volksgesundheit, der Krankenversicherten und auch der Wiener 

Ärzteschaft das vermittelnde Eingreifen der nach unserer Meinung dazu beru­

fenen Faktoren der Bundesregierung geforderto Wie aus den Zeitungen bekannt 

wurde, hat der Ministerrat in der vergangenen Woche die Bundesminister 

Dr. Drimmel und Proksch nach dreimonatiger Dauer des vertragslosen Zustan­

des mit einer solchen Vermittlung beauftragt. Den Tageszeitungen ist zu 

entnehmen, daß auf Grund des Eingreifens der beiden Bundesminister zwischen 

.der Wiener Gebietskrankenkasse und zwei Ärzteorganisationen, von denen die 

eine der Österreichischen Volkspartei, die andere der Sozialistischen 

Partei Österreichs zugehört, am Montag den 23. Juli 1962 ein Abkommen mit 

der Wiener Gebiets~ankenkasse abgeschlossen wurde. Die Wiener Ärztekammer 

hat daraufhin unter Hinweis auf das Ärztekammer-Gesetz und das Ärztegesetz 

erklärt, daß sie allein gesetzlich zum Abschluß von Verträgen mit'den 

Krankenkassen berechtigt seio 

Im Interesse der Volksgesundheit und der Krankenversicherten muß 

jedoch eine ehebaldige Klärung und Regelung herbeigeführt werdeno 
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296/J CD 2 -

Die unterzeichneten Abgeordneten richten daher an den Herrn Bundes­

kanzler und den Herrn Bundesminister für soziale Verwaltung die 

An fra g e 

1.) Sind Sie, Herr Bundeskanzler, bereit, im Einvernehmen mit dem 

Bundesminister für soziale Verwaltung bei der Wiener Gebietskranken­

kasse darauf hinzuwirken, daß die Wiener Gebietskrankenkasse nun ih­

rerseits mit einem Verhandlungsanbotan die Wiener Ärztekammer heran­

tritt? 

2 0 ) Welche Maßnahmen gedenken Sie, Herr Bundesminister für soziale Ver­

waltung, zu ergreifen, um die Wiener Gebie.tskrankenkasse zu veranlas­

sen,.die gesetzliche Zuständigkeit. der Wiener Ärztekammer für den 

Abschluß von Honorarverträgen nach dem ASVGo:zu respektieren? 

·0-0" 

Die unterzeichneten Abgeordneten beantragen gemäß § 73 AbS o1 GOG Q , 

'daß die obige Anfrage in der heutigen Sitzung nach Erledigung der :Tages­

o:rrdnung mündlich begründet werde und hierauf eine Debatte über den Gegen­

, st.and st.a.tt.finde. 

-0-0-
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